
 

Bebauungsplan Nr. 27D:  

„Gewerbegebiet 1 – Südl. Max.-v.-Eyth-Straße“ 
 
Gemeinde Ismaning 

 

Begründung zum Bebauungsplan  

einschließlich Grünordnungsplanung 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Verfasser und Architekt:  

 

    Anger  Groh  Architekten  PartGmbB  
                                    Dipl.-Ing. Architekt  Alexander  Groh     
                                    Roßmayrgasse 17       85435 Erding 
                                    08122 88 002 0   www.angergroh.de 
 

 

 

 

Fassung vom   18.01.2024 

http://www.angergroh.de/


B-Plan Nr. 27d, „Gewerbegebiet 1 – Südl. Max.-v.-Eyth-Straße“               18.01.2024 

 
2 

Begründung 

 

Inhalt: 

 

1. Anlass 

2. Planungsrechtliche Voraussetzungen 

3. Verfahren 

4. Lage, Geltungsbereich, Bestand und Umgebung 

5. Städtebauliche Zielsetzung / Begründung 

6. Art der baulichen Nutzung 

7. Maß der baulichen Nutzung 

8. Überbaubare Grundstücksfläche, Bauweise 

9. Festsetzungen zu Dachflächen und Fassaden 

10. Grünordnerische Festsetzungen 

11. Immissionsschutz 

12. Erschließung 

13. Einzäunungen, Einfriedungen 

14. Geländeveränderungen 

15. Werbeanlagen 

16. Denkmalschutz 

17. Voraussetzungen nach 1 und §1a BauGB 

18. Erstellte Gutachten 

 

  



B-Plan Nr. 27d, „Gewerbegebiet 1 – Südl. Max.-v.-Eyth-Straße“               18.01.2024 

 
3 

1.  Anlass  

Im Nordosten von Ismaning soll auf den Flurstücken Nr. 1706/1, 1706 und 1707 der Gemarkung 

Ismaning ein Gewerbebau entstehen, dessen modernes Gebäudekonzept hohe Ansprüche an 

Nachhaltigkeit und Architektur erfüllt. Insbesondere soll auf dem Grundstück auch ein Gebäude 

mit hohem Wiedererkennungswert entstehen. Teil des Konzepts sind minimierte Bodenversie-

gelungen und ein hoher Begrünungsanteil am und um das Gebäude. Arbeitsplätze im Gebäude 

sollen modernen „New-Work“-Anforderungen gerecht werden. Insgesamt streben die Investoren 

eine Spitzenzertifizierung nach DGNB oder LEED an. 

 

Die Gemeinde Ismaning ist bestrebt, angesichts zunehmendem Leerstands in konventionellen 

Gewerbebestandsbauten und angesichts der Notwendigkeit Klimaschutzziele zu verfolgen, mo-

derne Projekte dieser Art im Gemeindegebiet zu fördern. Dabei soll im Rahmen gemeindlicher 

Bauleitplanung die Grundlage für eine Umsetzung geschaffen werden, da zahlreiche rechtsgül-

tige Festsetzungen dem Vorhaben entgegenstehen. 

  

Zu diesem Zweck wurde der Gemeinderatsitzung am 14.09.2023 beschlossen, den Bebau-

ungsplan Nr. 27d „Gewerbegebiet 1 – Südl. Max.-v.-Eyth-Straße“ aufzustellen. Das Architektur-

büro Anger Groh Architekten aus Erding wurde beauftragt ein städtebauliches Konzept auf dem 

Grundstück zu erarbeiten und die Planung durchzuführen. 

 

2. Planungsrechtliche Voraussetzungen 

Die Fläche des Planungsumgriffs befindet sich aktuell im Geltungsbereich von zwei unter-

schiedlichen Bebauungsplänen. Es handelt sich um die rechtsgültigen Bebauungspläne 27a 

und 27b.  

Der Bebauungsplan Nr. 27a aus dem Jahre 1984 ist bereits eine Überplanung der Urfassung 

Nr. 27 aus dem Jahre 1978. Im Jahr 2016 wurden die Flurstücke mit den heutigen Nummern 

1706, 1707 und 1707/8 (Trafo-Grundstück) ein weiteres Mal überplant. Es entstand der Bebau-

ungsplan Nr. 27b aus dem Jahr 2016. 

 

Die drei Flurstücke 1706, 1706/1 und 1707 haben derzeit den gleichen Eigentümer, so dass die 

Grundstücksgrenzen bei Bebauung aufgelöst werden können und ein neues zusammenhän-

gendes Baugrundstück entsteht.  

 

Daher hat sich die Gemeinde Ismaning für die Neuaufstellung des betreffenden Gebiets in ei-

nem eigenständigen Bebauungsplan Nr. 27d entschieden, der Teilbereiche der Pläne 27a und 

27b vollständig überplant. 
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Im rechtsgültigen Flächennutzungsplan ist die Umgriffsfläche als Gewerbegebiet dargestellt. 

Der FNP stimmt mit der vorgesehenen Nutzung überein und der Bebauungsplan Nr. 27d entwi-

ckelt sich aus dem Flächennutzungsplan. Entsprechend §1a Abs. 2 BauGB stellt die vorliegen-

de Planung eine Maßnahme der Innenentwicklung dar. 

Das südlich des Umgriffs im Flächennutzungsplan dargestellte Bodendenkmal ist inzwischen 

nicht mehr in der Bodendenkmalliste eingetragen. Östlich schließt die Bahntrasse München 

Johanneskirchen – Flughafen München an. Die im FNP dargestellten straßenbegleitenden 

Baumreihen werden in der Überplanung wieder aufgenommen. Textliche Festsetzungen garan-

tieren Nachpflanzungen, falls die Bäume während der Baumaßnahmen nicht erhalten werden 

können.  

 

Ausschnitt aus dem rechtsgültigen Flächennutzungsplan mit Darstellung des Geltungsbereichs 
(rot gestrichelt), ohne Maßstab 
 

3. Verfahren 

Aufgrund der geplanten Zusammenlegung von drei Flurstücken, entsteht ein neuer Planungs-

umgriff, der nicht einheitlich in einer rechtsgültigen Fassung der Bebauungspläne Nr. 27ff abge-

bildet wird und daher neu überplant werden muss. Zudem stehen aktuelle Festsetzungen der 

Umsetzung des dem Gemeinderat vorgestellten Projekts entgegen.  

Für eine Beeinträchtigung von Flora-Fauna-Habitat-Gebieten oder Vogelschutzgebieten gibt es 

keine Anhaltspunkte. Die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung nach Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprü-

fung oder nach Landesrecht unterliegen, werden durch die Neuaufstellung des Bebauungsplans 
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Nr. 27d nicht begründet. Das Vorhaben stellt eine Maßnahme der Innenentwicklung dar und der 

Geltungsbereich umfasst weniger als 20.000 m². Aus diesen Gründen wird das beschleunigte 

Verfahren nach §13a Baugesetzbuch (BauGB) durchgeführt.  

Von der Umweltprüfung und der Erstellung eines Umweltberichtes wird deshalb abgesehen.  

 

4. Lage, Geltungsbereich, Bestand und Umgebung 

Der 1,66 ha große Geltungsbereich umfasst die Grundstücke mit den Flurnummern 1705/10, 

1705/19 (Teilfläche), 1706, 1706/1, 1707, 1707/8 der Gemarkung Ismaning, Gemeinde Isma-

ning. 

 

Die Flurstücke im Umgriff werden derzeit wie folgt genutzt: 

− Fl.Nr. 1705/10 und 1705/19 (Teilfläche): öffentliche Straßenverkehrsfläche der Fraunhofer-

straße mit Gehweg und Fahrbahn. Im westlichen Teil des Wendeplatzes befindet sich derzeit 

eine Kleingarten-Anlage. 

− Fl.Nr. 1706: Gewerbegebäude im Südteil des Grundstücks mit zugehörigen Parkflächen (ak-

tuell Leerstand), im nördlichen Teil Gebäude und Stellplätze eines Kfz-Werkstättenbetriebs 

mit Kfz-Prüfstelle 

− Fl.Nr. 1706/1: Gewerbegebäude mit Möbelmanufaktur, Großhandelsbetrieb für Autozubehör 

sowie Schießstand des örtlichen Sportschützenvereins 

− Fl.Nr. 1707: Stellflächen einer Autovermietung mit Bürocontainer 

− Fl.Nr. 1707/8: Grundstück mit Trafogebäude  

 

Der Geltungsbereich umfasst insgesamt etwa 16.639 m². Davon wurden festgesetzt: 

ca. 11.904 m²   als Baufläche 

ca.  2.324 m²  als private Grünfläche 

ca.  2.411 m²  als öffentliche Verkehrs- und Erschließungsfläche 

 

Die Umgebung ist wie folgt geprägt: 

Norden:  Max-von-Eyth-Straße einschl. Brücke, im Anschluss Gewerbegebiet 

Süden:  Fraunhoferstraße, im Anschluss Gewerbegebiet 

Osten: Fraunhoferstraße, Bahnlinie, im Anschluss Gewerbegebiet 

Westen: Oskar-Messter-Straße, im Anschluss Gewerbegebiet 
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Übersichtskarte mit Geltungsbereich, ohne Maßstab; Quelle: Bayernatlas 

 

5. Städtebauliche Zielsetzung / Begründung 

Die Gemeinde Ismaning möchte die in ihrem Gemeindegebiet liegenden Gewerbegebiete dau-

erhaft konkurrenzfähig und modern halten. Insbesondere sollen ältere Bestandsgebiete über-

plant werden, wenn die Überplanung dazu beiträgt einerseits Leerstand vorzubeugen und ande-

rerseits den Gedanken der Nachhaltigkeit, des Umwelt- und Klimaschutzes baulich und gestal-

terisch in den Gebieten zu verankern und zu fördern.   

Die Gemeinde Ismaning versteht sich als Klimaschutzgemeinde. Im Jahr 2021 wurden Leitlinien 

im Rahmen der Erstellung eines gemeindlichen Klimaschutzkonzepts definiert. Die Umsetzung 

dieser Leitlinien ist selbsterklärtes Ziel der Gemeinde. Die Gemeinde möchte für in dieser Hin-

sicht ambitionierte Projekte die planungsrechtlichen Voraussetzungen schaffen. Dies soll über 

geeignete Festsetzungen in Bebauungsplänen geschehen, die nicht nur Baurecht verbindlich 

definieren, sondern darüber hinaus auch Maßnahmen zu Nachhaltigkeit und Klimaschutz auf 

dem Grundstück. 

   

Dazu ist es der Gemeinde wichtig den Ausbau erneuerbarer Energien in den Gebieten über 

gezielte Festsetzungen im Bebauungsplan zu fördern, aber auch angemessen über die gesetz-

liche Verpflichtung BayBO hinausgehend zu fordern. Gleichzeitig strebt die Gemeinde Ismaning 

an, eine maßvolle Nachverdichtung und Wiedernutzbarmachung (bei Leerstand) mit dem Hin-

tergedanken der Flächeneinsparung an anderer Stelle - vor allem auf der sog. „grünen Wiese“ 

im Außenbereich - zuzulassen.  
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Das an die Gemeinde herangetragene Gebäudekonzept für die im Umgriff befindlichen Bau-

grundstücke erfüllt in dieser Hinsicht die gemeindlichen Ansprüche und Vorstellungen. Die dem 

Gemeinderat vorgestellte Planungskonzeption sieht ein unkonventionelles Gewerbegebäude 

vor, das durch seine prägnante Architektur mit hohem Wiedererkennungswert sowie durch sei-

ne nachhaltige Gebäudekonzeption überzeugt.   

Insbesondere besteht die Bereitschaft des Grundstückseigentümers und Investors sich über 

neue Festsetzungen im Bebauungsplan, die die ökologische Qualität und die nachhaltige Wir-

kung der neuen Bebauung absichern sollen, zur Ausführung und Einhaltung der Maßnahmen 

zu verpflichten. Insbesondere soll ein Gebäude entstehen, das Unternehmen eine Heimat bie-

ten soll, die ein ganzheitliches Nachhaltigkeitsmanagement betreiben und sich an ESG-Kriterien 

(Environment, Social and Corporate Governance) orientieren.  

 

Folgende städtebauliche Ziele sollen über geeignete und angemessene Festsetzungen verfolgt 

werden bzw. gefördert werden: 

− Verhinderung von Gewerbeleerstand: Entstehung einer Immobilie, die modernen und 

nachhaltigen Gebäude-Standards gerecht wird. Es wird eine Zertifizierung nach DGNB 

oder LEED angestrebt. Auf dem Immobilienmarkt sind Immobilien dieser Art noch ver-

gleichsweise selten und daher nachgefragt.  

− Nachverdichtung: Trotz Beibehaltung einer GRZ von 0,6 und einer zulässigen Ge-

schossfläche, die leicht über einer GFZ von 1,3 liegt, wird das Baurecht über eine größe-

re zulässige Höhenentwicklung maßvoll ausgeweitet. Auf diese Weise können neben 

klassischen Büroflächen sog. „Serviceflächen“ entstehen, die in der Regel eine höhere 

Raumhöhe benötigen.   

− Geringe Flächenversiegelung: Verbindliche Festsetzungen für einen hohen Anteil Dach-

begrünungen (mind. 75%, soweit die Fläche nicht alternativ für PV genutzt wird). Entsie-

gelung von Wegen und Stellplätzen. Festsetzung von neuen und Erhalt von bestehen-

den Grünflächen, soweit möglich. 

− Unabhängigkeit von fossilen Energieträgern, Förderung von solarer Strahlungsenergie: 

Unabhängig von der Eignung der Dachfläche soll grundsätzlich eine Fläche von 30% 

der entstehenden Dachfläche als PV-Fläche (auf Dach oder alternativ an Fassade) ver-

bindlich umgesetzt werden.  
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Luftbild mit Geltungsbereich, ohne Maßstab; Quelle: Bayernatlas 

 

6. Art der baulichen Nutzung 

Das Grundstück soll als Gewerbegebiet gem. § 8 BauNVO genutzt werden. Grundsätzlich sind 

alle in der Baunutzungsverordnung (BauNVO) vorgesehen Nutzungen zulässig. Da die gem. 

BauNVO ausnahmsweise zulässige Nutzung von Vergnügungsstätten nicht zum Charakter des 

Gewerbegebiets in der teilweise noch ländlichen geprägten Gemeinde Ismaning mit Hochschul-

standort passt, werden diese generell ausgeschlossen.  

 

7. Maß der baulichen Nutzung und Gebäudehöhen 

Die GRZ von 0,6 wird beibehalten (Bebauungspl. 27b) und die bisher festgesetzte GFZ von 1,3 

annähernd beibehalten. Überschreitungen gem. § 19 (4) BauNVO für Stellplätze, Nebenanla-

gen, etc. sind dabei zulässig. 

Die Grundstücksflächen der Flurstücke 1706, 1706/1 und 1707 betragen addiert ca. 14.186 m². 

Bei einer festgesetzten Geschossfläche von 18.600 m² errechnet sich eine GFZ von rechne-

risch 1,311.  

 

Bei der Gebäudekubatur sollen Wand-/ bzw. Firsthöhen zulässig sein, die eine flexible Nutzbar-

keit im Rahmen eines sog. „Light Industrial“-Gebäudes zu ermöglichen. Bei „Light Industrial“ 

wird neben Bürofläche auch ein signifikanter Anteil an Hallen- und Produktionsfläche mit über-

durchschnittlicher Raumhöhe benötigt.  
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Die dem Gemeinderat vorgestellte Planung weist eine Vielzahl an geneigten Dachflächen auf, 

die schwerlich über einzelne Höhen-Festsetzungen definiert werden können. Deswegen hat 

man sich entschlossen den festgesetzten Bauraum in vier Zonen einzuteilen, in denen die je-

weils festgelegten Maximalhöhen (Wand- und Firsthöhen) nicht überschritten werden dürfen.  

Aufgrund fließender Höhenübergänge im Bereich der geplanten Dachlandschaft, wird es einige 

Bereiche auf der Dachfläche bzw. im Außenwandbereich geben, in denen die im Bebauungs-

plan vorgeschriebenen Maximalhöhen (bezogen auf den konkreten Gebäudeentwurf) unter-

schritten werden. Um ein übermäßiges Ausnutzen des Baurechts hinsichtlich dieser festgesetz-

ten Maximalhöhen rechtlich zu unterbinden, wurde mit der maximal zulässigen Geschossfläche 

ein begrenzender Faktor eingeführt.  

 

Um die Höhenentwicklung auf dem Grundstück städtebaulich zu definieren, wurden innerhalb 

der Baugrenzen vier Bereiche abgeteilt, für die unterschiedliche Höhen gelten. Die Bereiche A 

und D dürfen aufgrund ihrer direkten Nachbarschaft zu Bestandsimmobilien auf den Flurstücken 

mit den Flurnummern 1705/2 und 1705/14 eine moderate maximale Wand-/Firsthöhe von 14,65 

m /16,75 m (A) und 12,15 m /14,25 m (D) aufweisen. Dabei darf der Bereich A etwas höher ge-

plant werden, da hier die stärker befahrenen Straßen Oskar-v.-Messter und Max-v.-Eyth direkt 

angrenzen und das Gebäude mehr als 24 m von der Oskar-Messter-Str. abgerückt sein wird. 

 

Für Gebäudeteile an der Bahnlinie und insbesondere am Brückenbauwerk der Max-v.-Eyth-

Straße sind höhere Wand- und Firsthöhen zulässig. Direkt an die Brücke angrenzend ist ein 

bauliches Gegengewicht städtebaulich erwünscht, zumal das Grundstück deutlich tiefer liegt. 

Hier darf eine First-/Wandhöhe bis zu 16,75 m/18,85 m (B) erreicht werden. Über den Bereich B 

hinausgehend schirmt das Gebäude im Festsetzungsbereich C mit maximal 15,65 m/17,75 m 

Wand-bzw. Firsthöhe deutlich zur S-Bahn hin ab. Dies bringt immissionsschutzrechtliche Vortei-

le für die weiter westlich gelegenen Gebäude, aber auch für Straßen- und Freiräume. Verschat-

tungen auf dem südlich angrenzenden Gewerbegelände (südlich der Fraunhoferstraße) sind 

aufgrund der Himmelsrichtung und der einzuhaltenden Abstände nicht zu erwarten. 

 

Sowohl festgesetzte Wand- als auch Firsthöhen beziehen sich auf die Oberkante Fertigfußbo-

den im Erdgeschoss. Diese wird mit einer maximalen Höhe über Normalnull nach oben be-

grenzt: max. 488,70 m ü. NN. Ein Kanaldeckel in der östlichen Fraunhoferstraße stellt den Hö-

henbezug her.  

Die im jeweiligen Festsetzungsbereich festgesetzte Firsthöhe liegt immer 1,85 m über der fest-

gesetzten maximalen Wandhöhe. Damit sichergestellt ist, dass die jeweilige Firsthöhe sich op-

tisch vom Straßenraum zurücknimmt, soll diese mind. 2,50 m in alle Richtungen vom Dachrand 

eingerückt werden. Für die Ausbildung einer Attika darf die maximal zulässige Firsthöhe nicht 

überschritten werden. 
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Überschreitungen der maximal möglichen First- oder Wandhöhen dürfen durch technische Auf-

bauten bis zu einer Höhe von 2,50 m erfolgen. Da man die Nutzung von solarer Strahlungs-

energie fördern möchte, dürfen auch Aufständerungen von PV-Modulen auf der Dachfläche die 

festgesetzten Höhen überschreiten, wenn sie innerhalb der Dachfläche liegen. Module im Fas-

sadenbereich müssen die festgesetzten Höhen einhalten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
Schemaschnitt mit Definition von 
Wand- und Firsthöhen; Der Schnitt 
bezieht sich auf den aktuellen Ent-
wurfsstand des geplanten Gebäudes; 
ohne Maßstab 

 
 

                                                                                                         
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Geplantes Projekt, betrachtet von der 
Straßenkreuzung Max-v.-Eyth-Str. und 
Oskar-Messter-Str., ohne Maßstab 
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Geplantes Projekt, betrachtet von der 
Brücke der Max-v.-Eyth-Str., ohne 
Maßstab 
 

 
 
8. Überbaubare Grundstücksfläche, Bauweise 

In der Planzeichnung wurden die Baugrenzen für Hauptgebäude sowie Tiefgarage und offene 

Stellplätze festgesetzt. Innerhalb dieser Flächen müssen sich die genannten Anlagen befinden. 

Zusätzliche offene Stellplätze, Zufahrten, Wege und Nebenanlage dürfen auch außerhalb lie-

gen. 

Eine abweichende Bauweise ist zulässig, die Gebäude mit Grenzabstand, allerdings mit Ge-

bäudelängen über 50 m zulässt. Insgesamt soll ein Grundstück ein kompaktes Gebäude ent-

stehen. Entsprechend wurde der Bauraum festgesetzt. Die entstehenden Gebäudelängen über 

100 m müssen eine angemessene Gliederung erfahren (s. B-Plan unter C.4.4)   

 

9. Festsetzungen zu Dachflächen und Fassaden 

Da die Ausbildung von Dach- sowie Fassadenflächen eine wichtige Rolle bei der Verfolgung der 

gemeindlichen Klimaschutzziele einnehmen, wurde ein Unterpunkt mit textlichen Festsetzungen 

zu genannten Themen geschaffen.  

Für das Projekt sollen freie Dachformen, die sich in einem eng gesteckten Höhenrahmen be-

wegen, zulässig sein. Dabei dürfen unterschiedliche Dachneigungen und Neigungsrichtungen 

zusammentreffen. Ebenso wurde eine begrenzende maximale Dachneigung von 30° eingeführt, 

die steile Satteldächer, die für die Gewerbe-Umgebung untypisch sind, nicht ermöglicht. 

Ziel ist es, eine Dachlandschaft zuzulassen und zu fördern, die sich insgesamt durchgrünt zeigt, 

die gemeindlichen Klimaschutzziele erfüllt und bestenfalls zusätzlich, z.B. aufgrund von Begeh-

barkeit, Erholungszwecken dient, was gesunde Arbeitsverhältnisse fördern kann. 

 

Mit der festgesetzten Verpflichtung einen verbindlichen Anteil (mind. 30%) der geschaffenen 

Dachfläche mit PV-Anlagen zu belegen, möchte man über die gesetzlich geschaffene Verpflich-

tung gem. Art. 44a BayBO hinausgehen. Die PV-Anlagen sollen verbindlich und unabhängig 

von der jeweiligen Eignung der Dachfläche entstehen. Der Ort der Anbringung kann die Dach-

fläche, aber auch die Fassade sein, so dass die Dachfläche mit der Festsetzung zur Begrünung 
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(soweit diese nicht von PV-Modulen belegt ist) als Klimaschutzquelle und Wasserspeicher zur 

Verfügung steht (s. 10. Grünordnerische Festsetzungen). Auch kombinierte Nutzungen sind 

zulässig und erwünscht: PV-Module über begrünten Dachflächen.  

 

Fassadengestaltung wird ebenfalls über Festsetzungen geregelt. Grundsätzlich soll große ge-

stalterische Freiheit erhalten bleiben, doch insbesondere lange Fassaden ohne jegliche Gliede-

rung vermieden werden. Dazu hat man verschiedene Möglichkeiten (Vor- und Rücksprünge in 

der Fassade, Ausbildung von mehrschichtigen Fassaden) im Bebauungsplan verankert.   

 

 

                                                                      

 

 

 

 

 

Perspektive des aktuellen 

Entwurfsstands mit sche-

matischer Darstellung der 

geplanten Dachlandschaft 

 

10. Grünordnerische Festsetzungen 

Die Festsetzungen zur Grünordnung haben zum Ziel, mögliche negative Auswirkungen zu mi-

nimieren bzw. zu kompensieren und das Vorhaben städtebaulich und landschaftsräumlich ein-

zubinden.  

Dem Bebauungsplan liegt ein städtebauliches Konzept zugrunde. Die Lage des Plangebietes 

innerhalb der Gewerbefläche Ismanings erfordert aus grünplanerischer Sicht zumindest eine 

nachhaltige, strukturelle Durchgrünung. Das Gesamtkonzept sieht im Sinne eines nachhaltigen  

Klima- und Artenschutzes vor, einen hohen Begrünungsanteil auf dem Grundstück und auf der 

großzügigen Dachfläche zu schaffen sowie den Bodenversiegelungsgrad so gering wie möglich 

zu halten, um das Niederschlagwasser im natürlichen Kreislauf verbleiben zu lassen. Auch ein 

verbindlicher Anteil an Fassadenbegrünung ist in den Festsetzungen verankert. 

Hierzu und zur Sicherung einer hohen, ökologisch wertvollen Lebens- sowie Arbeitsqualität sind 

grünordnerische Maßnahmen zur Freiflächengestaltung vorgesehen. 

Die grünordnerischen Festsetzungen sollen v.a. Absichten des städtebaulichen Entwurfs in Ab-

stimmung mit der Gemeinde Ismaning gemäß ihren Klimaschutzleitlinien umsetzen. 
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Die Bebauungsplanfläche ist anthropogen geprägt und zum Großteil bereits bebaut. Die ver-

bleibenden, nicht stark verdichteten Flächen sind mindestens teilverdichtet. Das Bodengefüge 

mit seiner Funktionserfüllung ist entsprechend belastet.  

Gehölzbestand ist auf der gesamten Fläche in markantem Umfang vorhanden. Ein Teil des vor-

handenen Baumbestands wird durch die Festsetzung zum Erhalt des Gehölzbestands gesi-

chert. Die als „zu erhalten“ festgesetzten Gehölze sind zu pflegen und zu erhalten und bei Aus-

fall artengleich zu ersetzen. Der Großteil des Baumbestands liegt innerhalb der geplanten Bau-

flächen. Eine Erhaltung zu Gunsten der nachhaltigen Neuplanung wird zum Großteil nicht mög-

lich sein. Fällungen erfolgen jedoch nur nach Notwendigkeit. Es ist der Gemeinde ein großes 

Anliegen so viel Gehölzbestand wie möglich zu erhalten, daher sind entlang der Straße nach 

Beendigung der Baumaßnahmen Ersatzpflanzungen vorzunehmen. Angrenzende Gehölzbe-

stände werden nicht in die Planung einbezogen.  

 

Die Baumfestsetzungen der als „neu anzupflanzen“ festgesetzten Bäume erfolgen im Standort 

variabel, um dem weiteren Planungsprozess notwendige Spielräume zu eröffnen. 

Sie dienen der Gliederung des Straßenraumes sowie der Eingrünung des Baugebietes an ge-

eigneter Stelle. Die durch Planzeichen als „neu anzupflanzen“ festgesetzten Gehölze sind in 

einer Mindestpflanzqualität zu pflanzen, artentsprechend zu pflegen und zu erhalten. 

 

Zur Einbindung in die Landschaft wird im Bebauungsplan eine mind. 2,5 m breite Eingrünung in 

alle Himmelsrichtungen festgesetzt. Diese Fläche wird als Extensiv-Blühstreifen hergestellt, im 

Norden und Westen wird sie mit Gehölzpflanzungen untermauert, in Westen und Süden mit 

Einzelbaumpflanzungen. Die Baumpflanzungen dienen der Gliederung des Straßenraumes so-

wie der Eingrünung des Baugebietes an geeigneter Stelle. Die Strauchpflanzungsdichte der 

Eingrünung wird mit mind. 50 % festgelegt. Für notwendige Zu- und Ausfahrten sowie Feuer-

wehrflächen dürfen die Eingrünungsflächen unterbrochen werden. 

 

Um eine weitere Durchgrünung im Gebiet zu gewährleisten, sind auf der Fläche die unbebauten 

Flächen der Grundstücke zu bepflanzen, durch Ansaat zu begrünen und gärtnerisch zu gestal-

ten soweit sie nicht als Geh- und Fahrflächen oder Stellplätze dienen. 

 

In den Festsetzungsbereichen (A-D) werden grünordnerische Maßnahmen auch in höheren 

Ebenen (Dach- und Fassadenflächen) festgesetzt, die in Ableitung des städtebaulichen Ent-

wurfs ein durchgrüntes Quartier zum Ziel haben. Es wird angestrebt entsprechend dem Kli-

maleitbild der Gemeinde Ismaning eine markante nachhaltige und ökologisch wertvolle Grünzä-

sur zu setzen. Die Fassade des geplanten Gebäudes weist Gliederungen auf, die gemäß den 

Angaben des Bebauungsplans mit Kletterpflanzen begrünt werden. 
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Neben der Möglichkeit Solarmodule aufzustellen, wird festgelegt, dass 75% der gesamten 

Dachfläche mindestens als Extensive Dachbegrünung auszubilden und entsprechend zu pfle-

gen sind. Das „Gründach“ soll als Erholungsfläche sowie als Klimaschutzquelle und Wasser-

speicher fungieren. Es entsteht zudem neuer Lebensraum für verschiedene Tierarten, bei dem 

Aspekte des Animal-Aided Designs (Konzept für die dauerhafte Ansiedlung von wildlebenden 

Tieren in städtischen Freiräumen) mit einfließen können (z.B. Blühwiese für Insek-

ten/Schmetterlinge, Tot- oder Steinhaufen für Reptilien). 

Die Fassaden sind zu mind. 15% mit geeigneten Kletterpflanzen (gemäß Pflanzliste in den Hin-

weisen) zu begrünen. Da Fassadenbegrünungen im Zusammenhang mit der Thematik Brand-

schutz gesetzlich noch nicht geregelt sind, entsprechende Regelungen aber erwartet werden, 

ist der festgesetzte Anteil an Fassadenbegrünung unter diesem Vorbehalt zu betrachten. Ste-

hen Brandschutzregelungen einer Fassadenbegrünung im Wege, muss diese Festsetzung nicht 

bzw. nur entsprechend anteilig ausgeführt werden. 

 

Für die Ausleuchtung von Straßen, Wegen und Freianlagen wird eine insektenfreundliche Be-

leuchtung nach dem Stand der Technik empfohlen. Um die Oberflächenversiegelung so gering 

wie möglich zu halten, wurde festgesetzt, dass Stellplätze, Wege, Einfahrten auf dem Bau-

grundstück sowie die Dachfläche so auszubilden sind, dass diese überwiegend wasserdurch-

lässig sind (z. B. Natursteinpflaster, Kies- oder Schotterflächen, Rasengittersteine oder Pflaster 

mit Drain- bzw. Rasenfuge). 

 

Auf Tiefgaragendecken sichert die Festsetzung zur Mindestbodenüberdeckung von 80 cm 

Wachstumsbedingungen für intensive Dachbegrünung und für Bäume oder Baumgruppen mit 

größeren Kronenvolumina und ermöglichen deren langfristige, artgerechte Entwicklung. 

So können insgesamt trotz äußerst hoher baulicher Dichte natürliche Funktionen gestärkt wer-

den. 

 

Als Bestandteil des Bauantrages im Freistellungs- oder Baugenehmigungsverfahren ist ein qua-

lifizierter Freiflächengestaltungsplan einzureichen. Es wird damit sichergestellt, dass die Pla-

nung des Außenbereiches sowohl funktionalen als auch gestalterischen und ökologischen An-

sprüchen genügt.  

 

Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung und Maßnahmen zur Vermeidung bzw. Minderung der 

Auswirkungen 

Gemäß § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB und § 18 Abs. 2 BNatschG ist ein Ausgleich nicht erforder-

lich, da die Eingriffe bereits durch den bestehenden Bebauungsplan Nr. 27b „2. Änderung des 

Bebauungsplanes Nr. 27, GE 1 (Teilbereich)“ zulässig sind und sich die Fläche innerhalb des 

im Zusammenhang bebauten Innenbereichs befindet. Die mit der Neuaufstellung des Bebau-
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ungsplans vorgenommenen Änderungen schaffen im Vergleich zu den bisherigen Festlegungen 

kein vermehrtes Baurecht, die Eingriffe sind somit im Sinne des schon bisher Zulässigen mög-

lich und die Anwendung der Naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung daher nicht notwendig.  

 

Um entstehende Beeinträchtigungen auf die Schutzgüter zu reduzieren, wurden bei der 

Planung verschiedene Maßnahmen berücksichtigt: 

- Ausschluss bestimmter, für den Naturhaushalt und das Landschaftsbild besonders aus-

wirkungsintensiver Nutzungen 

- Herstellung einer umgehenden Eingrünung mit Festsetzungen zur Ansaat mit einer arten-

reichen Blühwiesenmischung und zur Pflanzung mit standortgerechten Bäumen und 

Sträucher, zur Einbindung in die umgebende Landschaft sowie als Habitat für Vögel, In-

sekten, Reptilien und Kleinsäuger 

- Festsetzung von überwiegend wasserdurchlässigen Belägen, zur Minimierung des Ver-

siegelungsgrades 

- Festsetzung einer großzügigen Dachbegrünung zur Verbesserung des Kleinklimas sowie 

als neuer Lebensraum für Vögel, Insekten und Reptilien 

- Festsetzungen zur Fassadenbegrünung 

- Vermeidung tiergruppenschädigender Trennwirkungen durch Festsetzung sockelfreier 

Einfriedungen mit ausreichend Bodenfreiheit  

- Festsetzung von Photovoltaikanlagen an Fassaden und auf Dachflächen zur Nutzung er-

neuerbarer Energien 

- Begrenzung von Abgrabungen und Aufschüttungen zum weitgehenden Erhalt des natürli-

chen Geländereliefs. 

 

Artenschutz 

Im Eingriffs- und Wirkungsbereich sind keine Biotopkartierungen und keine Flächen mit Schutz-

gebieten im Sinne der Abschnitte 3 und 4 des BayNatSchG und keine gesetzlich geschützten 

Waldflächen vorhanden. Es werden mit dem Eingriff bzw. als dessen Folge mit an Sicherheit 

grenzender Wahrscheinlichkeit auch keine Tiere und Pflanzen der streng geschützten Arten in 

die Planung einbezogen. 

Damit sich der Erhaltungszustand von naturschutzrelevanten Arten im Allgemeinen nicht ver-

schlechtert, wird über die grünordnerischen Festsetzungen, v.a. die der Dachbegrünungsfläche 

eine kontinuierlich artenschutzrechtliche, ökologische Funktionalität gewährleistet. 

Bei Einhaltung des Rodungszeitpunktes für notwendige Baumfällungen liegt kein Schädigungs- 

bzw. - Störungsverbot vor.  

Aspekte des Animal-Aided Designs (Konzept für die dauerhafte Ansiedlung von wildlebenden 

Tieren in städtischen Freiräumen) sollen in die Bauplanung mit einfließen, entsprechend wurde 

der Verweis auf das Klimaschutzleitbild der Gemeinde Ismaning in die Hinweise aufgenommen.  
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11. Immissionsschutz 

Der Bebauungsplan Nr. 27d überplant, für den Teilbereich östlich der Oskar-Messter-Straße 

und südlich der Max-von-Eyth-Straße, den Bebauungsplan Nr. 27a sowie 27b und setzt wie 

bisher ein Gewerbegebiet fest. Betriebswohnungen sind nicht ausgeschlossen und somit ge-

mäß § 8 BauNVO ausnahmsweise zulässig, sofern sie nicht unzumutbaren Belästigungen oder 

Störungen ausgesetzt sind (§ 15 BauNVO). 

Nach § 1 Abs. 6 Baugesetzbuch sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen auch die Anforde-

rungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu berücksichtigen. Der Schallschutz wird 

dabei für die Praxis durch DIN 18005 "Schallschutz im Städtebau":2023 konkretisiert. Im Bl1 zur 

DIN 18005 sind entsprechend der schutzbedürftigen Nutzungen (z.B. Bauflächen, Baugebiete, 

sonstige Flächen) Orientierungswerte für die Beurteilung genannt. Ihre Einhaltung oder Unter-

schreitung ist wünschenswert, um die mit der Eigenart des betreffenden Baugebietes oder der 

betreffenden Baufläche verbundene Erwartung auf angemessenen Schutz vor Lärmbelastung 

zu erfüllen. 

Für die rechtliche Regelung des Immissionsschutzes wird ein Geräuschkontingent in Form ei-

nes Emissionskontingents LEK / dB(A)/m² im Bebauungsplan festgesetzt. Dieses gibt an, wie 

viel Schall pro Quadratmeter Gewerbefläche emittiert werden darf. Betriebe, die sich in diesem 

Gebiet ansiedeln wollen, müssen den Nachweis erbringen, dass das zulässige Emissionskon-

tingent von ihrem Betrieb, einschließlich des Fahrverkehrs auf dem Gelände, eingehalten wird. 

Innerhalb des Umgriffs des Bebauungsplans Nr. 27d ist ein Einzelbauvorhaben vorgesehen. 

Die noch bestehenden Flurgrenzen zwischen den Flurnummern 1706, 1706/1 und 1707 werden 

aller Voraussicht nach aufgelöst werden. Eine Gliederung des festgesetzten Geräuschkontin-

gents innerhalb des Umgriffs ist daher nicht zielführend. Der Bebauungsplan Nr. 27d ist jedoch 

als Teilbereich des ursprünglichen Bebauungsplans Nr. 27a zu verstehen, der einen großflächi-

gen Gebietsumgriff mit zahlreichen Gewerbeparzellen aufweist. Die Umgriffsfläche des Bebau-

ungsplans Nr. 27d wurde aus diesem ursprünglichen Plan herausgelöst und neu überplant. Da-

her kann die vorliegende Geräuschkontingentierung des Bebauungsplans Nr. 27d grundsätzlich 

im Zusammenhang mit festgesetzten Kontingenten innerhalb der ursprünglichen Umgriffsfläche 

des Bebauungsplans Nr. 27a betrachtet werden. Darüber hinaus soll hier auf den Bebauungs-

plan Nr. 29e „Erweiterung des Gewerbegebietes AGROB Medien- und Gewerbepark Erweite-

rung Süd, 1. Änderung“ im südlichen Ismaning hingewiesen werden, dessen Gewerbegebiete 

keine Emissionskontingentierung aufweisen. In diesem Teil des Gemeindegebiets können sich 

uneingeschränkt Gewerbebetriebe ansiedeln, da  in diesem Bereich - anders als im vorliegen-

den Bebauungsplan Nr. 27d - keine schutzbedürftigen Nutzungen vorliegen. Dies wertet die 

Gemeinde Ismaning als gebietsübergreifende Gliederung innerhalb des Gemeindegebiets. 
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Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde eine schalltechnische Untersuchung erstellt 

und die einwirkenden Lärmimmissionen aus dem Straßen- und Schienenverkehr sowie das Ge-

räuschkontingent unter Berücksichtigung der gewerblichen Vorbelastung ermittelt. Da das 

Grundstück bereits heute als GE festgesetzt ist und Betriebswohnungen nicht ausgeschlossen 

waren, ergibt sich für die Nachbarbetriebe keine Änderung in der Schallsituation. 

Die Untersuchung kam zu dem Ergebnis, dass der Orientierungswert der DIN 18005:2023 

„Schallschutz im Städtebau“ für Verkehrslärm überschritten wird. Ein aktiver Schallschutz ist auf 

Grund der Nutzung wie bisher nicht gewünscht. Zum Schutz der Aufenthaltsräume wird eine 

ausreichende Schalldämmung der Außenbauteile in Kombination mit einer Grundrissorientie-

rung im Bebauungsplan festgesetzt. Zum Schutz der Nachtruhe wird die Grundrissorientierung 

für überwiegend zum Schlaf genutzten Räume bereits ab einem Lärmpegel > 50 dB(A) nachts 

festgesetzt.  

Bei den festgesetzten Bau-Schalldämm-Maßen handelt es sich um Mindestanforderungen nach 

DIN 4109:2018 „Schallschutz im Hochbau“ unter Berücksichtigung des Verkehrslärms (Straße 

Prognose 2040, Bahn Prognose 2030) und des Immissionsrichtwerts der TA Lärm für den Ge-

werbelärm. Die zulässige Minderung nach DIN 4109-2:2018-01 Kapitel 4.4.5.3 für den Bahn-

lärm von 5 dB(A) wurde angewendet. 

 

12. Erschließung 

Verkehrserschließung und Zufahrten: Die Umgriffsfläche grenzt an die Straßenzüge von Oskar-

Messter-Straße, Max-von-Eyth-Straße sowie Fraunhoferstraße an. Da die Max-von-Eyth-Straße 

zu einem Brückenbauwerk über die S-Bahn-Trasse ansteigt, ist von dieser Seite keine Er-

schließung sinnvoll und daher über die Festsetzungen im Bebauungsplan nicht vorgesehen. Die 

Anbindung wird - wie bisher auch – ausschließlich über die Fraunhoferstraße und die Oskar-

Messter-Straße erfolgen. Aktuell bestehen auf dem Gelände 8 Zufahrten für Kraftfahrzeuge. Da 

die Zufahrten gewerblicher Art sind, voraussichtlich Schwerlastverkehr auf dem Grundstück 

verkehren wird, hat man sich entschieden, lieber weniger Zufahrten, dafür mit größerer Breite 

zuzulassen, um Lastkraftwagen ein bequemes Einscheren zu ermöglichen. Die maximale Ge-

samtbreite aller Zufahrten in Summe an der jeweiligen Straße wird über die Festsetzungen ge-

regelt, die genauen Positionen werden jedoch nicht vorgeschrieben. 

In Zukunft sind zulässig: bis zu drei Zufahrten an der Fraunhoferstraße sowie bis zu zwei an der 

Oskar-Messter-Straße.  

Falls darüber hinaus notwendige Feuerwehrzufahrten notwendig sind, dürfen diese zusätzlich 

errichtet werden - auch in festgesetzten Grünflächen - soweit keine Versiegelungen stattfinden. 

Sauberes Niederschlagswasser muss auf dem Grundstück vollständig rückgehalten und versi-

ckert werden. Öffentliche Kanäle und öffentliche Flächen dürfen dabei nicht in Anspruch ge-
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nommen werden. Grundsätzlich bestehen gute Voraussetzungen für eine Versickerung auf dem 

Grundstück. Da auf dem Grundstück Dachbegrünungen und Entsiegelungen festgesetzt sind 

sowie Rückhaltemöglichkeiten auf der Dachfläche zulässig sind und im vorgestellten Projekt 

auch angestrebt werden, wird hier eine klimafreundliche Möglichkeit geschaffen, den natürli-

chen Wasserkreislauf auf dem Grundstück zu erhalten. 

Frischwasser und Schmutzwasserkanal: Die aktuell noch bestehenden drei Einzelgrundstücke 

sind bereits an die Frischwasserversorgung und den Schmutzwasserkanal der Gemeindewerke 

Ismaning angeschlossen. 

 

13. Einzäunungen, Einfriedungen 

Im Umgriff werden sich Gewerbebetriebe ansiedeln. Hier können Sicherheitsaspekte eine Ein-

zäunung bis zu 2,0 m Höhe erfordern. Diese sind sockellos und mit Bodenabstand auszubilden, 

um das Passieren von Kleinsäugern zu ermöglichen. Die Gestaltung soll unauffällig – transpa-

rent – erfolgen und hinterpflanzt werden. 

 

14. Geländeveränderungen 

Geländeveränderungen haben maßvoll zu erfolgen. Weitgehend soll das natürliche bzw. beste-

hende Gelände in seiner Topografie erhalten bleiben. Um dennoch im Rahmen von Planungs- 

und Bautätigkeit gestalterische und funktionale Spielräume zu schaffen, wurde ein Bereich von 

50 cm unter und über der festgesetzten Erdgeschossebene (maximale zulässige Höhe) für Ab-

grabungen und Aufschüttungen freigegeben. 

  

15. Werbeanlagen 

Bei Festsetzungen zu Werbeanlagen wurde darauf Wert gelegt unruhige und störend auf die 

Umgebung einwirkende Anlagen auszuschließen. Auch möchte man Werbemaßnahmen insge-

samt gering halten, so dass Fremdwerbung, gemeint ist Werbung für Firmen, die an anderer 

Stelle angesiedelt sind, in Form von Wechselwerbung im Euroformat nicht zulässig ist. 

 

16. Denkmalschutz 

Baudenkmäler werden durch die Überplanung des Umgriffs nicht berührt. Auch sind keine er-

haltenswerten Sichtachsen von der Maßnahme betroffen.  

Im Umgriff befindet sich kein kartiertes Bodendenkmal. Das ehemals südlich der Fraunhofer-

straße geIegene Bodendenkmal (D-1-7736-0054: Siedlung vor- und frühgeschichtlicher Zeitstel-

lung), das im FNP noch abgebildet ist, wurde inzwischen aus der Kartierung genommen. Im 

Satzungstext wird vorsorglich auf die Meldepflicht, den Erhalt von Bodendenkmälern und die 

denkmalrechtliche Erlaubnis nach dem Denkmalschutzgesetz DSchG hingewiesen. 
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17. Voraussetzungen nach 1 und §1a BauGB: 

Auswirkungen auf Landwirtschaft und Forstwirtschaft: Gemäß §1a Abs. 2 BauGB wurden die 

Belange der Forstwirtschaft und Landwirtschaft durch den Verfasser und die Gemeinde geprüft. 

Land- und forstwirtschaftliche Flächen sind von der Maßnahme nicht betroffen. 

 

Schonender Umgang mit Grund und Boden: Die Belange nach §1a Abs. 2 BauGB zum scho-

nenden Umgang mit Grund und Boden wurden durch die Verfasser und die Gemeinde Ismaning 

geprüft. Die vorliegende Planung trägt aus folgenden Gründen zum schonenden Umgang mit 

Grund und Boden bei:  

- Die bisher in den rechtsgültigen Bebauungsplänen Nr. 27a und 27b festgesetzte GRZ von 

0,6 bleibt erhalten. Verdichtungen auf dem Grundstück lösen keine zusätzlichen Boden-

versiegelungen aus.  

- Aufgrund der innerörtlichen Lage ist das Grundstück bereits voll erschlossen. Die Ver-

kehrserschließung ist bereits vorhanden und muss nicht ausgebaut werden. 

- Die Überplanung des Grundstücks trägt zur Vermeidung von Gebäudeleerstand bei. Auf 

diese Weise werden Neuausweisungen im Außenbereich vermieden. 

- Festsetzungen von umfangreichen Dachbegrünungsmaßnahmen, Pflicht zur Regenwas-

serrückhaltung bzw. -versickerung. 

- Festsetzung von überwiegend wasserdurchlässigen Belägen, zur Minimierung des Ver-

siegelungsgrades 

- Begrenzung von Abgrabungen und Aufschüttungen zum weitgehenden Erhalt des natürli-

chen Geländereliefs. 

 

Auswirkungen auf den Klimaschutz: Den Erfordernissen des Klimaschutzes wird in mehreren 

Punkten Rechnung getragen (BauGB §1a Abs. 5): 

- Festsetzung einer großzügigen Ein- und Durchgrünung im gesamten Areal mit standort-

gerechten Laubgehölzen → Bindung von CO2 

- Festsetzung einer verbindlich umfangreichen Dachbegrünung und Fassadenbegrünung 

→ Bindung von CO2, Wasserspeicherung 

- Festsetzung von Solaranlagen → Nutzung regenerativer Energien 

- Minderung des Versiegelungsgrades durch Festsetzung überwiegend wasserdurchlässi-

ger Beläge → Verbleib des Niederschlagswassers im natürlichen Kreislauf 

- Verzicht auf Pflanzenschutz- und Düngemittel 

 

18. Erstellte Gutachten 

Folgende Gutachten wurden vor bzw. während des Verfahrens erstellt. Die Unterlagen sind 

während der üblichen Öffnungszeiten bei der Gemeinde Ismaning einsehbar: 
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- Grundbaulabor München, München: Geotechnisches Gutachten vom 21.10.2022; Projekt-

Nr. P22293 Vorgangs-Nr. 194533.1.1.-AKK 

- C. Hentschel Consult Ing. GmbH, Freising: Schalltechnische Untersuchung, Bebauungs-

plan Nr. 27d, Projekt-Nr. 2845-24 / VAa, Bericht vom 15. Februar 2024. 

 

 

Aufgestellt: 

    

Ismaning, den ……… Erding, den ………..    

      

 

_______________________ ________________________                     

Dr. Alexander Greulich  Alexander Groh 

Erster Bürgermeister der  Dipl.-Ing. Architekt 

Gemeinde Ismaning  ANGER I GROH I ARCHITEKTEN 


